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Claude Longchamp

Einblicke in den Forschungsstand der angewandten politischen

Kommunikationsforschung

Der Autor, Direktor des GfS-Forschungsinstituts, Bern, befasst sich mit der Relevanz der angewandten
politischen Kommunikationsforschung am Fallbeispiel «EWR-Abstimmung». Seine Ausführungen weisen mit
Blick auf die kompetente Verwendung von Forschungsergebnissen auf unterstützende und rechtfertigende
und in selteneren Fällen auch aufkorrigierende Funktionen für die Politik hin.

1. Ausgewählte Entwicklungstendenzen
der Forschung

In der Erforschung des Politischen generell, aber auch der

politischen Kommunikation im Besonderen dominierte in
der Schweiz (zu) lange eine strukturalistische
Betrachtungsweise: Politische Entscheidungen wurden vor allem
als Ausdruck relativ stabiler gesellschaftlicher
Bedingungen oder politischer Kulturen verstanden. Politische

Kommunikation wurde in dieser Perspektive
höchstens als abgeleitete Variable behandelt Diese
Sichtweise wird seit rund 10 Jahren zunehmend zugunsten
dynamischer Betrachtungen und Analysen
aufgebrochen, welche gerade das Prozesshafte von Entscheidungen

betonen. Damit angewachsen ist auch das Interesse

an (politischer) Kommunikation als eigenständigem
Faktor der Bestimmung oder Beeinflussung.1

2. Ausgewählte Typen der politischen
Kommunikationsfbrschung

Konzeptionell gesehen lassen sich drei Typen der Studien
unterscheiden:

• Planungsstudien,

• Begleitstudien und

• Evaluierungsstudien.2

Planungsstudien haben zum Ziel, vor Beginn eines

eigentlichen Prozesses der Kommunikation eine thematische

Auslegeordnung zu machen. Dabei kann es sich um
Bestandesaufnahmen (momentane Stimmungen, Einstellungen

und Verhaltensweisen, aber auch um relevante
Trends) oder auch um Schätzungen des Potentials handeln
(im Sinne von: was geschieht, wenn eine bestimmte
Strategie oder eine spezieller Medienmix verwendet wird):
Planungsstudien definieren in der Regel verschiedene
Typen von Adressaten einer Kommunikation (Ziel- oder
Problemgruppen etc.) oder können im Sinne der Optimierung

eigentliche Übeipriifungen von Mitteln der
Kommunikation beinhalten. Sie beruhen in der Regel auf
quantitativen und qualitativen Befragungen der
Bevölkerung oder relevanter Teilgruppen.

Begleitstudien werden gemacht, um einerseits die Dynamik

eines Prozesses der Meinungsbildung gesichert
verfolgen, anderseits Ursachenabklärungen über die
Wirkungsweise von politischen Ereignissen, kommunikativen
Strategien und Veränderungen der Denk- und Verhaltensweisen

machen zu können. Praktisch gesehen werden sie

in der Regel veranlasst, um gezielt auf ablaufende

Kommunikationsprozesse einzugreifen, und basieren
normalerweise auf einer Kombination von Inhaltsanalysen
der Medien einerseits, von Trendbefragung (als Serie oder
Panel) andererseits.

Evaluierungen schliesslich kombinieren die verschiedenen

denkbaren Vorgehensweisen, indem sie retrospektiv
betrachtet die intendierten und nicht-intendierten Wirkungen

eines Kommunikationsprozesses im Vergleich zu den

ursprünglich gesetzten Zielen oder zu anderen

Entscheidungen analysieren. Evaluierungen werden vor allem

zur Überprüfungen umfassender Hypothesen zur politischen

Kommunikation realisiert Das Set an Methoden ist
mittlerweile vielfältig; in der Regel werden verschiedenste

Zugriffe gleichzeitig verwendet.3

3. Hauptergebnisse des Fallbeispiels
«EWR-Entscheidung»

Beim EWR zeigten Planungsstudien,4 dass es in der

Europa-Frage keine automatischen Mehrheiten mit Blick
auf neue Integrationsschritte gibt Aussenpolitische
Haltungen variieren je nach Raum der Öffnung und je nach
Tiefe der Integration:

• Nicht-institutionelle Verpflichtungen (wie Gute Dienste
oder Entwicklungshilfe) werden positiver beurteilt als

institutionellen Bindungen.

• Primär wirtschaftliche Kooperationen findet eine höhere

Zustimmung als vorwiegend politische Einbindungen.

• Die europaweite Kooperation ist akzeptierter als die
weltweite.5

Ein zentraler Grund für die Typisierung sind die
zurückliegenden Bedingungen der (politischen) Sozialisation:
Ältere Generationen zeigen sich gerade in der Schweiz
isolationistischer und betonen vor allem die Differenzierung

zwischen wirtschaftlicher und politischer Integration.
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Jüngere Generationen ziehen dagegen eher eine umfassende,

denn eine sektorielle Beteiligung vor. Politisch
ausgedrückt wird diese Typisierung vor allem dadurch,
dass die nicht-gouvernementale Rechte eine nicht-institutionelle

Kooperation vorzieht, vor allem das liberale,
bürgerliche Lager die wirtschaftsbezogene Integration
präferiert, und eigentlich nur die Mehrheit der Linken an
der starren Untescheidung von Wirtschaft und Politik
nicht mehr festhält.

Gesamthaft gesehen führte die so bestimmte Ausgangslage

für die Kommunikation bei der Europa-Frage zur
Einschätzung, dass die UNO-Abstimmung (1986) kein
Modell abgibt, und eine Integration à la EWR mehr
Erfolgschancen haben würde als ein EG- bzw. ein EU-Beitritt

(vor allem nach Maastrichter Bedingungen). Umgekehrt

wurde klar, dass etwa die Volksabstimmung über
den Beitritt und die Mitwirkung der Schweiz an den

Bretton-Woods-Institutionen höchstens bedingt als Testlauf

gelten konnte.

Planungsstudien ergaben schon früh, dass aufgrund der
räumlichen Verteilung der Präferenzen ein positives
Ständemehr schwieriger zu erreichen sei als ein Volksmehr.6
Deshalb konzentrierte sich das Interesse rasch auf
entscheidende Kippkantone (Wallis, Tessin, Zürich, Bern,
Solothurn und Zug). Ferner ergaben verschiedene
Planungsstudien, dass beispielsweise Absolventinnen einer
Berufschule oder die politische Rechte mit Blick auf die
Mehrheiten entscheidende Gruppen darstellten.7 Vor
allem in der deutschsprachigen Schweiz kann die Spaltung
zwischen einer Eliten-Kultur (die integrationsfreundlicher

denkt) und einer Volks-Kultur, welche weiterhin
potentielle isolationistisch eingestellt ist, als die grösste
Gefahr für eine positive Volksmehrheit angesehen
werden. Schliesslich ergaben Wertestudien, dass namentlich

substantielle oder auch symbolische Änderungen an
der direkten Demokratie, aber auch am Förderalismus

wegen eines Integrationsschrittes das Nein-Lager stärken
müssten. Zwischen der Unterstützung entsprechender
Werthaltungen und den Einstellungen zu einem EWR-
oder auch EU-Beitritt ergeben sich praktisch keine
Übereinstimmungen.8

Die Begleitstudien zur EWR-Kampagne machten
zunächst die hohe Abhängigkeit des Prozesses der
Meinungsbildung von den politischen Ereignissen sichtbar
bzw. deren Bewertung in den politischen, wirtschaftlichen
und massenmedialen Eliten.9 Waren die Reaktionen
einheitlich gerichtet, liessen sich Effekte in positiver Richtung

nachweisen; waren die Reaktionen dagegen
konflikthaft, ergaben sich entweder eine Verstärkung der

Verunsicherung oder aber des Nein-Lagers. Vor allem bis
im Oktober 1991 gab es (in der deutschssprachigen
Schweiz) praktisch keine stabilisierten Haltungen in der

europäischen Integrationsfrage. Der Entscheid des
Bundesrates im Oktober 1991, den EWR-Vertrag zu akzeptieren,

löste mit einer kurzfristigen Zunahme der Befürwortung

um 17 Prozentpunkte den grössten Meinungsum-
schung überhaupt aus.10 Danach nahm das Ausmass der
Veränderungen tendenziell ab, was als Stabilisierung der

Haltungen gedeutet werden konnte. Der Spielraum für

Veränderungen wurde immer kleiner, vor allem auch

unter dem Eindruck einer wachsenden und gefestigten
Gegnerschaft

Für die Meinungsbildung eher untypisch war, dass mit
der Dauer der Kampagne die Bereitschaft zur Teilnahme
am Urnengang nicht ab-, sondern zunahm. Dabei zeigte
sich, dass vor allem die Thematisierung der inneren Spaltung

entlang der Sprachgrenze im Herbst 1992 in der Ro-
mandie zu einer verstärkten Mobilisierung von Befürworterinnen

führte, während in der deutschsprachigen
Schweiz mehr Gegnerinnen zur Teilnahme motiviert
wurden.11 Schliesslich machten Studien zum effektiven
Stimmverhalten der Unentschiedenen deutlich, dass sie -
als Zweifler - eher von der gegnerischen als von der
befürwortenden Seite gewonnen werden konnten.12

Zur Medienwirkung liess sich nachweisen, dass vor allem
die über eine gewisse Zeit vorherrschenden massenmedialen

Stimmungen einflussreicher waren als etwa die
dominanten Themen der öffentlichen Debatte als solche.
Dabei waren in der vorbereitenden Phase (Mai bis
Oktober 1992) die Trends im redaktionellen Teil wichtiger.
In der Hauptphase zeigten die klassischen Kampagnenge-
fässe (wie Inserate, Leserbriefe, massenmedial vermittelte
oder inszenierte Grossereigenisse) mehr Wirkungen als

die allgemeine Kommentierung durch die Medien. In der
Schlussphase des Abstimmungskampfes dominierte
quantitativ zunächst die Gegnerschaft und konnte erst in drei
letzten Wochen ein Gleichstand erzielt werden. Beides
blieb nicht ohne Wirkung auf die Stimmabsichten.13

Neue Phasen der Meinungsbildung wurden in der Regel
durch markante Wende-Ereignisse eingeleitet, welche der
anstehenden Entscheidung eine neue Perspektive gaben,14

Über die Zeit hinweg zeigte sich tendenziell eine

Verlagerung von Wende-Ereignissen, welche durch die Politik
selber produziert, durch das Mediensystem aber promini-
ent transponiert wurden, hin zu solchen, welche durch das

Medienssystem selber inszeniert worden waren. Insgesamt

konnten etwa sieben Wende-Ereignisse identifiziert
werden. Durch Replikaitonen gleich angelegter Studien
bei anderen Kampagnen zeigte sich, dass dies eine

vergleichsweise hohe Zahl ist; bei kürzeren, weniger um-
strittenenen und intensiven Meinungsbildungsprozessen
sind ein oder weniger Wende-Ereignisse die Regel.15

Über die ganze Spanne der Informations- und
Überzeugungskampagnen hinweg konnten weder das Fakten-,
noch das Zusammenhangswissen in der Europa-Frage
namhaft gesteigert werden. Zugenommen hatte allerdings
die Involvierung in eine zu Beginn kaum bekannten
Materie. Dabei erweis sich der Zusammenhang zwischen
Vertrautheit und Stimmabsicht nicht neutral: Wer sich
besser informiert fühlte, stimmte auch in verstärktem
Masse mit Ja. Dabei war der Zusammenhang nicht
einseitig kausal; es bestätigte sich eher die Hypothese, dass

jene, die disponierten waren, Ja zu sagen, sich mit der Zeit
auch eher als informiert ansahen.16

Die nachträgliche Evaluierung des Kommunikationsprozesses

machte zunächst die Abhängigkeit der
Meinungsbildung vom Gegenstand und der daraus abgeleite-
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ten Kommunikation deutlich. Als nachteilig für die
Behörden erwies sich, dass sie zu einem Gegenstand Stellung

nahmen, der nicht vor dem öffentlichen Meinungsbildung

schon feststand, sondern vielmehr auch das
Produkt dieser Entwicklung war. Für die Befürworterinnen
erschwerend kam hinzu, dass nicht das Ziel den Weg
bestimmte, sondern gelegentlich der Weg zum Ziel wurde.17

Oder konkreter Ausgedrückt ergaben sich drei
Hauptergebnisse:

Hauptergebnis 1: Gerade aussenpolitische
Volksentscheidungen müssen durch gezielte kommunikative
Prozesse der Meinungsführung begleitet sein, um eine

positive Wirkung zu zeigen.

In der Westschweiz fand diese vor allem über die
Massemedien schon früh statt und konnte durch die tendenzielle
Ausgrenzung oppositioneller Stimmen bzw. durch die

Polarisierung gegenüber der deutschsprachigen Schweiz

weitgehend aufrecht erhalten werden. Diesseits der Sahne

verunmöglichte gerade die Ambivalenz der meinungsbildenden

Eliten in der Europa-Frage den frühzeitigen Aufbau

positiver und stabilisierter Haltungen. Eine wichtige
Rolle spielte dabei die Haltung parteipolitisch ungebundener

Bürgerinnen; in der Romandie waren sie überpro-
protional für einen Integrationskurs und zeigten sich
Bedenken eher noch in gewissen parteipolitischen Milieus.
In der deutschsprachigen Schweiz dagegen zeigte sich
gerade bei den Ungebundenen einen deutlichere
Zurückhaltung.

Hauptergebnis 2: Vor allem das Tempo, aber auch die
Intensität der Debatte verstärkte als Ganzes eher die
Verunsicherung als dass sie half, positive Haltungen
aufzubauen.

Vom Kommunikativen her für ein Ja als fehlerhaft erwies
sich die weschselnde Vermengung der EWR- mit der EG-
Beitrittsfrage sowie die Konzentration der Befürworterinnen

auf die institutionelle Logik der Kommunikation,
welche vor allem der Willensbildung in den Behörden zu
folgen versuchte. Die Gegnerschaft bediente sich nämlich
einer populistischen Logik in der Dramaturgie und im
Diskurs, die - nach erfolgter Vertragsunterzeichnung -
weitgehend unabhängig hiervon die Meinungsbildung
vorantrieb.

Hauptergebnis 3: Bei geeigneter Kommunikation
seitens der Befürworterinnen bzw. vorteilhafteren
Umständen für die Entscheidung wäre ein Volks-Ja möglich

gewesen, während das Ständemehr wohl auch
dannzumal ausgeblieben wäre.

Dies hat auch damit zu tun, dass die regionale Verteilung
der Binnen- bzw. Aussenorientierung eine hohe Kostanz
aufweist und damit die Möglichkeiten gezielter regionaler
Kampagnen bescheiden bleiben. Vielmehr zeigte sich,

dass die allgemeinen Veränderungen in einer Sprachregion

als Ganzes positive bzw. negative Wirkungen auf
die ganze Einheit zeigten.

4. Erstes Fazit zum Stand und zur Verwendung

der politischen Kommunikationsforschung

Die aufgeworfene Ambivalenz zwischen «Impertinenz
und Kompetenz» trifft ausgehend vom gewählten Fallbeispiel

heute weder für die Anbieterinnen noch die Nutzerinnen

zu: Die Phase der Impertinenz ist sicherlich
überwunden, ohne dass das Stadium der Kompetenz schon
erreicht wäre.18

Auf dem Weg zur kompetenten Produktion von
Forschungsergebnissen lässt sich zunächst die Forderung
nach weiteren, ähnlich dokumentierten Fallbeispielen wie
der EWR fordern. Dies braucht sich keineswegs auf
Informations- oder Abstimmungskampagnen zu beschränken,

sondern sollte auch die hiervon unabhängige politische

Kommunikation spezieller Politiken durch
verschiedenste Akteure umfassen. Wie gerade das nachträgliche

Beispiel des GATTAVTO-Abkommens zeigt, lassen

sich durch den sehr frühen Einsatz von Kommunikationsprozessen

Haltungen in einer noch wenig problematischen
Phase aufbauen und wenigstens in gewisser Hinsicht
stabilisieren.19

Mit Blick auf eine forschungsleitende Theorie von
Kommunikationsprozesse erweist sich in unserer
Einschätzung die Kombination von Erkenntnissen aus der
Wahl- und Abstimmungsforschung, welche speziell auf
dem Konzept der (subjektiven) Prä-Disposition basieren,
mit der Analyse strategisch beabsichtigter bzw. sich
situativ ergebender Kommunikationsprozesse als
erfolgversprechend.20 Dagegen blieb der Erklärungswert von Theorie,

welche stark auf die Interessenlage abstellten,
beschränkt, weil gerade in der wertgeladenen Frage der
europäischen Integration eine Reduktion auf rein wirtschaftliche

Überlegungen nicht möglich war.21

Mit Blick auf eine kompetente Verwendung von
Forschungsergebnissen zeigt das vorliegende Beispiel eher
eine unterstützende oder auch rechtfertigende, in selteneren

Fällen korrigierende Funktion der Forschung, denn
eine systematische Nutzung als Führungsinstrument, wie
es etwa das politische Marketing definiert.22 In dieser
Hinsicht zeigen sich - generell - staatliche Stellen
allerdings weit zurückhaltender als schon stärker professionell
agierende Akteure vor allem des Verbandssystems.
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